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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über Personalausweise 
(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A, Problem 

Nach § 2 des Gesetzes über Personalausweise werden die Per- 
sonalausweise mit einer Gültigkeitsdauer von fünf Jahren aus- 
gestellt. Die Gültigkeitsdauer kann einmal bis zu fünf Jahren 
verlängert werden, so daß sich eine Gesamtgültigkeitsdauer von 
zehn Jahren ergibt. 

Die Erstausstattung der Bevölkerung des Bundesgebietes mit 
Personalausweisen ist im Jahre 1951 erfolgt. Somit würde sich 
im Jahre 1971 zum zweiten Male der Zeitpunkt wiederholen, 
in dem Millionen neuer Personalausweise ausgestellt werden 
müßten. 


B. Lösung 

Eine gebührenfreie Verlängerung der Gültigkeitsdauer der Per- 
sonalausweise um zweimal je fünf Jahre soll zugelassen werden. 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2175 


Sachgebiet 210 


Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Personalausweise 

— Drucksache VI/ 1998 — 


A. Bericht des Abgeordneten Brück (Köln) 


I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf wurde von der Bundes- 
regierung mit Datum vom 23. März 1971 beim 
Deutschen Bundestag eingebracht und von diesem in 
der 112. Sitzung am 31. März 1971 an den Innenaus- 
schuß zur Einzelberatung überwiesen. Der Innen- 
ausschuß hat seine Beratungen am 6. Mai 1971 ab- 
geschlossen. 


II. Zum Inhalt des Gesetzentwurfs 

Der Entwurf geht auf eine Anregung der Ständi- 
gen Konferenz der Innenminister der Länder vom 
30. April 1970 zurück, das Gesetz über Personal- 
ausweise vom 19. Dezember 1950 dahin zu ändern, 


daß die Geltungsdauer der Personalausweise um 
weitere fünf Jahre verlängert werden kann, um zu 
vermeiden, daß im Jahre 1971 Millionen neuer Per- 
sonalausweise ausgestellt werden müssen. Die Gül- 
tigkeitsdauer der Personalausweise konnte bisher 
nur einmal um fünf Jahre auf insgesamt zehn Jahre 
verlängert werden. Der Ausschuß schloß sich bei 
seinen Beratungen der Auffassung des Bundesrates, 
der die Bundesregierung zugestimmt hatte, an, daß 
dieses Gesetz der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, weil Artikel 1 des Gesetzentwurfs eine Rege- 
lung des Verwaltungsverfahrens im Sinne des Arti- 
kels 84 Abs. 1 Grundgesetz enthält. Der Ausschuß 
kam einmütig zu der Auffassung, dem Bundestag die 
Annahme des Gesetzentwurfs zu empfehlen. Auf die 
Begründung zu dem Gesetzentwurf — Drucksache 
VI/1998 S. 3 — wird verwiesen. 


Bonn, den 10. Mai 1971 


Brück (Köln) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1998 — mit 
der Maßgabe, daß die Einleitungsformel folgende 
Fassung erhält: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 10. Mai 1971 


Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Brück (Köln) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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